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SIGNAL-STÖRUNG DER AMPEL BEI 
DER GRUNDSICHERUNG?

Florian Blank, Claus Schäfer, Dorothee Spannagel

Die Ampel-Regierung nähert sich der Halbzeit der 
Legislaturperiode. In ihrem Koalitionsvertrag hat 
sie 2021 eine Reihe von Vorhaben vereinbart, die 
die Grundsicherung reformieren sollen. Das betrifft 
das inzwischen umgesetzte Bürgergeld, das das 
ungeliebte „Hartz IV“ ablöst. Die Kindergrundsi-
cherung ist nach wie vor nicht umgesetzt. Weitere 
Maßnahmen berühren das Verhältnis von Grundsi-
cherung und Sozialversicherung. Je nach Ausge-
staltung bzw. Umsetzung haben diese Reformen 
das Potenzial, die Rolle und gesellschaftliche Ak-
zeptanz der Grundsicherung in Deutschland deut-
lich zu verbessern und damit der erheblichen Kritik 
an diesen Bereichen des gegenwärtigen Sozialleis-
tungssystems entgegenzukommen.

Der Report stellt verschiedene Vorhaben der 
Ampelkoalition vor, beschreibt und bewertet sie. Es 
zeigt sich, dass einzelne Maßnahmen als Schritte 
in die richtige Richtung gelten müssen, die Koaliti-
on aber häufig zu zaghaft vorgeht und auf manche 
Kritikpunkte an der bisherigen Praxis oder ihren 
Plänen gar nicht eingeht. Vor allem wird berechtig-
ten Forderungen nach einer auch der Höhe nach 
ausreichenden Grundsicherung nicht stattgegeben.
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1 EINLEITUNG

Die Ampel-Regierung nähert sich der Halbzeit 
der Legislaturperiode und „verdient“ eine Bewer-
tung ihrer bisherigen sozialpolitischen Maßnah-
men. In ihrem Koalitionsvertrag hat sie 2021 eine 
Reihe von Vorhaben vereinbart, die die Grundsi-
cherung reformieren sollen. Das betrifft das inzwi-
schen umgesetzte Bürgergeld, das das ungeliebte 

„Hartz IV“ ablöst. Eine zweite prominente Maßnah-
me ist die Kindergrundsicherung, um die derzeit 
zwischen den Koalitionsparteien heftig gerungen 
wird. Je nach Ausgestaltung bzw. Umsetzung 
haben diese beiden Reformen das Potenzial, die 
Rolle und gesellschaftliche Akzeptanz der Grund-
sicherung in Deutschland deutlich zu verbessern 
und damit der erheblichen Kritik an diesen Berei-
chen des gegenwärtigen Sozialleistungssystems 
entgegenzukommen.

In einem weiteren Sinn ist Grundsicherung 
aber nicht auf bedürftigkeitsgeprüfte Systeme be-
schränkt oder auf Leistungen für spezielle Gruppen, 
die Unterstützung verdienen; eine weit verstande-
ne Grundsicherung umfasst auch die Grundver-
sorgung der Bevölkerung mit notwendigen Infra-
strukturen und Dienstleistungen (vgl. Blank et al. 
2022). Und auch die Reformen der Grundsicherung 
im engeren Sinne (wie das Bürgergeld) können 
nicht beurteilt werden, wenn nicht die Stellung der 
Grundsicherung im System der sozialen Sicherung 
in den Blick genommen wird. Das liegt daran, dass 
der deutsche Sozialstaat bis heute sehr stark mit 
den Institutionen und Leistungen der Sozialversi-
cherung identifiziert wird, die vor allem Beschäf-
tigte und ihre Familien im Lebensverlauf absichert. 
Die Grundsicherung im engeren Sinn greift, wenn 
der Arbeitsmarkt und die davon abgeleiteten So-
zialversicherungsleistungen für private Haushalte 
„ausnahmsweise“ nicht genug oder gar kein exis-
tenzsicherndes Einkommen generieren und des-
halb staatliche Unterstützung für Lebensunterhalt, 
Wohnen und Heizen erforderlich ist. Diese enge 
Interpretation des Konzepts der Grundsicherung 
legt bisher auch der Gesetzgeber nahe, insofern als 
er 2005 das Nachfolgesystem von Arbeitslosenhil-
fe und Sozialhilfe mit dem Titel „Grundsicherung“ 
versehen und damit den öffentlichen und politi-
schen Blick auf die sozialstaatliche Aufgabe einer 
Grundsicherung verengt und wegen der problema-
tischen Regularien von „Hartz IV“ sozialpsycholo-
gisch erheblich belastet hat.

Dabei war Grundsicherung immer deutlich mehr 
als Hartz IV – zumindest vom Anspruch her: Bei-
spiele sind die Familienförderung durch z. B. Kin-
dergeld und den staatlichen Unterhaltsvorschuss 
für Alleinerziehende, das Bafög, Hilfen für behin-
derte Menschen inner- und außerhalb des Arbeits-
markts, Wohngeld und vieles mehr. In der politi-
schen Wirklichkeit aber wurden und werden diese 
Leistungen – abgesehen vom weitgehend automa-
tisch gezahlten Kindergeld – sehr häufig wegen Un-
kenntnis, Antragshürden oder auch aus Scham von 
den Anspruchsberechtigten nicht genutzt.  1 Grund-
sicherung in Deutschland war bisher politisches 
Versprechen und faktische Enttäuschung zugleich.

Die Kritik an der herkömmlichen Grundsicherung 
und die Forderung nach einer „weitergedachten“ 
Grundsicherung sind immer wieder formuliert wor-
den. Konzeptionell wurden sie jüngst zusammen-
geführt in einem Anfang 2022 erschienenen, feder-
führend vom WSI herausgegebenen Sammelband 
(Blank et al. 2022; zur weitergedachten Grundsi-
cherung s. Infobox 1 auf der folgenden Seite). Der 
Report nimmt die im Sammelband vorgestellten 
Überlegungen zu einer „neuen“ Grundsicherung 
als Messlatte zur Einordnung einiger ausgewählte 
Ampel-Vorhaben und -Pläne. Er stellt verschiedene 
Vorhaben der Ampelkoalition vor, beschreibt und 
bewertet sie. Die ausgewählten Ampel-Pläne sind 
das Bürgergeld, die Kindergrundsicherung sowie 
Vorhaben in der Sozialversicherung, die den Stel-
lenwert der Grundsicherung im engeren Sinne be-
rühren. Andere Ampel-Vorhaben sind an das Kon-
zept einer erweiterten Grundsicherung anschluss-
fähig, etwa das Deutschland-Ticket, sollen hier aber 
aus Platzgründen außen vor bleiben.

 1 Das Ausmaß der Nicht-Inanspruchnahme von Grundsi-
cherungsleistungen – die sogenannte Dunkelziffer – war 
und ist teilweise sehr hoch: Es wird für die Grundsi-
cherung im Alter auf etwa 60 Prozent der Haushalte 
geschätzt (Buslei et al. 2019), für Arbeitslosengeld II auf 
über ein Drittel (Bruckmeier et al. 2019). Bei der das Ar-
beitslosengeld II ergänzenden Leistung „Bildungs- und 
Teilhabepaket“ für Kinder lag die Nicht-Inanspruchnahme 
sogar bei 85 Prozent (Paritätischer Gesamtverband 2019).
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Infobox 1

Grundsicherung weiterdenken

„Grundsicherung“ verweist im politischen wie im 
wissenschaftlichen Sprachgebrauch meist auf eine 
Gruppe von Gesetzen und Institutionen, die Men-
schen eine grundlegende materielle Absicherung 
gewähren. Diese Absicherung folgt in der Regel 
dem Bedürftigkeitsprinzip – Menschen müssen 
nachweisen, dass sie für ihren Lebensunterhalt 
keine oder zu geringe Mittel aus anderen Quellen 
haben. Zugleich müssen sie keine Vorleistungen 
erbracht haben (etwa Beitragszahlungen), mit dem 
Leistungsbezug können aber Pflichten verbunden 
sein. Zu diesen Systemen zählen u. a. die Grundsi-
cherung für Arbeitssuchende (SGB II), die Sozialhil-
fe (SGB XII; einschließlich der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung), die Leistungen 
des Asylbewerberleistungsgesetzes, Wohngeld, 
BAföG, aber auch das Kindergeld.

Die Analyse und Bewertung der Grundsicherung 
wie auch die Entwicklung von progressiven Ideen 
für ihre Weiterentwicklung führen zu der Überle-
gung, dass Grundsicherung „weitergedacht“ und 

„weiter gedacht“ werden muss: Sie muss fortent-
wickelt und verbessert werden, also weitergedacht 
werden, und in die Überlegungen müssen auch 
Politikfelder einbezogen werden, die außerhalb 
der bisherigen Grundsicherungssysteme im enge-
ren Sinne liegen – daher muss die Grundsicherung 

„weiter gedacht“ werden. Denn einerseits wird 

die Lebenssituation von Leistungsbezieher*innen 
nicht allein durch die Leistungen etwa des SGB II 
bestimmt, sondern auch durch öffentliche Dienst-
leistungen und Infrastrukturen (z. B. öffentlicher 
Personennahverkehr, Bildungseinrichtungen, Woh-
nungsbau) und Entwicklungen auf dem Arbeits-
markt (Arbeitskräftenachfrage, Lohnentwicklung). 
Andererseits stehen die Grundsicherungsleistun-
gen in einem Wechselverhältnis zum weiteren So-
zialstaat und damit vor allem zur Sozialversiche-
rung. Eine in diesem Sinne weitergedachte (und 

„weiter gedachte“) Grundsicherung zielt auf eine 
umfassende und zugängliche Grundversorgung 
durch Transfers, Dienstleistungen und Infrastruk-
turen. Damit würde neben die Sozialversicherung 
als erster Säule des Sozialstaats eine zweite Säule 
rücken, die teils nach wie vor auf spezielle Lebens-
lagen bezogen wäre, darüber hinaus aber eine uni-
verselle Basisversorgung für alle umfassen würde.

In diesem Report liegt der Fokus der Analyse auf 
sozialstaatlichen Transfers – auf der Grundsiche-
rung im engeren Sinne: auf dem Bürgergeld (SGB II), 
auf der geplanten Kindergrundsicherung und dem 
Zusammenspiel der Grundsicherungsleistungen 
des Sozialgesetzbuches mit der Sozialversicherung.

Zum Weiterlesen: Blank, F./Schäfer, C./Spanna-
gel, D. (Hrsg.) (2022): Grundsicherung weiterden-
ken, Bielefeld
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2 DAS BÜRGERGELD

„Anstelle der bisherigen Grundsicherung (Hartz IV) 
werden wir ein Bürgergeld einführen. Das Bürger-
geld soll die Würde des und der Einzelnen achten, 
zur gesellschaftlichen Teilhabe befähigen sowie 
digital und unkompliziert zugänglich sein“ (SPD/
Bündnis 90/Die Grünen/FDP 2021, S. 59). So kün-
digte die Regierungskoalition in ihrem Koalitions-
vertrag nichts Geringeres als die Abschaffung von 
„Hartz IV“ an: Aus der Grundsicherung für Arbeits-
suchende (Arbeitslosengeld II, kurz ALG II) sollte 
das „Bürgergeld“ werden.

Das ALG II wurde im Jahr 2005 von der dama-
ligen rot-grünen Bundesregierung eingeführt: Die 
alte Arbeitslosenhilfe wurde mit der Sozialhilfe in 
ein neues Grundsicherungssystem überführt. Die-
se Grundsicherung für Arbeitssuchende wurde 
zum zahlenmäßig größten Grundsicherungssystem 
im deutschen Sozialstaat. Vom Beginn an stand 
das ALG II massiv in der Kritik (vgl. exemplarisch 
Butterwegge 2018). Als Grundlage für die Bewer-
tung der Bürgergeldreform werden zwei der strit-
tigsten Punkte an der institutionellen Konstruktion 
des ALG II beleuchtet.

2.1 Vom Arbeitslosengeld II zum Bürgergeld

Als eine Art Leitmotiv stand das Prinzip „Fordern 
und Fördern“ über dem ALG II. Gedacht war dies 
als Verpflichtung der Leistungsbezieher*innen und 
zugleich als Versprechen: Diese sollten vom Job-
center dabei gefördert werden, ihre Arbeitslosigkeit 
zu überwinden, aber nur unter der Voraussetzung, 
dass sie aktiv an ihrer Wiedereingliederung in den 
Arbeitsmarkt mitarbeiten. Zu den Elementen des 
Förderns gehörten unter anderem berufliche Wei-
terbildungen oder Schulungen wie etwa ein Be-
werbungstraining. Gefordert wurde von den ALG-
II-Bezieher*innen im Gegenzug nicht nur, dass sie 
sich regelmäßig beim Jobcenter meldeten und alle 
notwendigen Unterlagen zügig und vollständig 
vorlegten. Vor allem wurde von ihnen eine große 
berufliche Mobilität verlangt; die Kriterien, denen 
zufolge eine Stelle als zumutbar galt – in geogra-
fischer Hinsicht wie auch in Bezug auf das Qua-
lifikationsniveau – waren sehr weit gefasst. Die 
Zumutbarkeitsregelungen und der damit verbun-
dene „Vermittlungsvorrang“ (jede Vermittlung in 
Erwerbstätigkeit, egal wie kurz oder wie schlecht 
entlohnt sie sein mochte, hatte Vorrang gegenüber 
einer Weiterqualifikation) hatten zwei Folgen: zum 
einen „Drehtüreffekte“ – eine lediglich sehr kurze, 
meist atypische Beschäftigung und eine anschlie-
ßende Rückkehr in den Leistungsbezug (Sperber/
Walwei 2017) –, zum anderen die Aktivierung in 
„Armut trotz Arbeit“ und den damit verbundenen 
Anspruch auf aufstockende ALG-II-Leistungen 
(Spannagel et al. 2017).

All diese Anforderungen wurden über ein straf-
fes Sanktionssystem abgesichert: Die Leistungen 
vom Jobcenter konnten bereits ab dem ersten 
„Meldeversäumnis“, d. h. wenn ein vom Jobcen-
ter vorgegebener Termin nicht wahrgenommen 
wurde, für drei Monate um bis zu 30 Prozent ge-
kürzt werden. Leistungsbezieher*innen, die sich 
aus Sicht der Jobcenter der Mitarbeit dauerhaft 
widersetzten, drohte im äußersten Fall vorüber-
gehend die komplette Streichung der Leistungen. 
Für Leistungsbezieher*innen unter 25 Jahren war 
das Sanktionssystem noch schärfer. An diesem 
strengen Sanktionssystem gab es zahlreiche Kri-
tik in der Wissenschaft wie auch der Öffentlichkeit 
(etwa Bernhard et al. 2023; INES Berlin 2022). Im 
Jahr 2019 urteilte schließlich das Bundesverfas-
sungsgericht, dass es verfassungswidrig sei, die 
Leistungen bei wiederholten Verstößen gegen die 
Mitwirkungspflicht ohne genaue Berücksichti-
gung des Einzelfalls pauschal für starre drei Mo-
nate um 60 Prozent zu kürzen oder sie ganz zu 
streichen. Dies sei unverhältnismäßig und mit der 
im Grundgesetz garantierten Unantastbarkeit der 
Menschenwürde nicht vereinbar. Im Grundsatz 
wurde die Sanktionspraxis aber nicht beanstandet, 
der Gesetzgeber wurde lediglich aufgefordert, die 
Verhältnismäßigkeit der Sanktionen gesetzlich neu 
zu regeln (Bundesverfassungsgericht 2019). Die 
strengen Zumutbarkeitsregelungen und das har-
te Sanktionssystem waren für viele Kritiker*innen 
Ausdruck einer Dominanz des „Forderns“ gegen-
über Elementen des „Förderns“.

Der zweite Kritikpunkt betrifft die Höhe des Re-
gelbedarfs: Als das ALG II eingeführt wurde, lag 
der Regelsatz für die erste erwachsene Person in 
einer Bedarfsgemeinschaft bei 345 Euro pro Mo-
nat (zuzüglich der Kosten für die Unterkunft so-
wie gegebenenfalls Mehrbedarfszuschläge etwa 
für Schwangere).  2 Für viele Haushalte, die bislang 
Arbeitslosenhilfe bezogen hatten, bedeutete dies 
deutliche finanzielle Einbußen. Die Höhe der Ar-
beitslosenhilfe hatte bei 53 Prozent des früheren 
Erwerbseinkommens gelegen (bzw. bei 57 Prozent 
für Haushalte mit Kindern). Die Leistungen sollten 
den bisherigen Lebensstandard weitgehend si-
chern und nicht wie das ALG II lediglich eine mone-
täre Grundsicherung des Lebens bieten. Die Höhe 
der ALG-II-Leistungen wurde von Beginn an von 
vielen Seiten als zu niedrig kritisiert (etwa Christoph 
2016). Auch blieben viele Bedarfsgemeinschaften 
mit ihren Leistungen unterhalb der 60 Prozent-Ar-
mutsgrenze (Boeckh et al. 2017, S. 211). 

 2 Eine Bedarfsgemeinschaft bezeichnet im Sozialrecht ver-
einfacht ausgedrückt alle Fälle des Zusammenwohnens, 
die über eine reine Wohngemeinschaft hinausgehen.
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Ein zweiter viel kritisierter Aspekt betraf die Me-
thode, mit der die Regelsätze berechnet wurden: 
das „Statistikmodell“. Hier wurden die Ausgaben 
der unteren 15 Prozent der Bevölkerung als Refe-
renz herangezogen (bzw. die untersten 20 Prozent 
bei den Bedarfen für Kinder und Jugendliche) und 
dann um bestimmte Posten wie etwa die Ausga-
ben für Alkohol gekürzt (vgl. hierzu ausführlich Be-
cker 2022b, S. 64–70). Diese Methode wurde von 
vielen als intransparent und realitätsfern kritisiert 
(vgl. exemplarisch Becker 2022b, S. 70; oder dies. 
2022a, S. 3–5).

All dies stand auf der Tagesordnung, als die Par-
teien der Ampelkoalition über ihre sozialpolitischen 
Vorhaben verhandelten. Im Herbst 2021 kündigten 
sie im Koalitionsvertrag die Einführung des Bürger-
geldes an. Dieses trat in großen Teilen zum 1.1.2023 
als das „Zwölfte Gesetz zur Änderung des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze“ in 
Kraft. Das Bürgergeld sieht gegenüber dem ALG-
II-System zahlreiche zum Teil recht grundlegende 
Änderungen vor, die in zwei Schritten eingeführt 
werden. Die meisten Neuerungen gelten seit dem 
1.1.2023, einige Punkte, vor allem solche, die etwas 
organisatorischen Vorlauf in den Jobcentern be-
nötigen, werden erst ab dem 1.7.2023 umgesetzt. 
Die Eckpfeiler des neuen Bürgergelds im Überblick 
(BMAS 2023b):

– Die Regelsätze steigen für die erste erwach-
sene Person in einer Bedarfsgemeinschaft um 
50 Euro auf 502 Euro pro Monat (Regelbedarfs-
stufe 1). Kinder unter fünf Jahren (Regelbe-
darfsstufe 6) erhalten 33 Euro mehr, insgesamt 
318 Euro. Die Zuwächse für die anderen Regel-
bedarfsstufen liegen innerhalb dieser Spanne. 
Im Schnitt liegen die Steigerungen bei knapp 
zwölf Prozent und sollen die zu erwartende In-
flation vollständig ausgleichen.  3

– Für die Angemessenheit der Wohnung wird 
eine „Karenzzeit“ eingeführt: In den ersten 
zwölf Monaten des Bürgergeldbezugs werden 
die tatsächlichen Wohnungskosten übernom-
men, ohne deren Angemessenheit zu überprü-
fen. Ausgenommen sind die Heizkosten, die von 
Beginn an nur in „angemessener Höhe“ über-
nommen werden. Erst nach einem Jahr können 
Leistungsbezieher*innen vom Jobcenter dann 
gezwungen werden, in eine kleinere Wohnung 
umzuziehen.

 3 An dieser Stelle ist ein Hinweis wichtig: Es handelt sich 
bei der Anhebung auf 502 Euro nicht um eine außeror-
dentliche Anhebung. Es wurde lediglich eine regulär vor-
gesehene Anhebung vorgezogen (Becker 2022a).

– Eine Karenzzeit von einem Jahr gilt fortan auch 
für das Vermögen. Leistungsbezieher*innen 
dürfen in diesem Zeitraum ein Vermögen von 
bis zu 40.000 Euro besitzen (plus 15.000 Euro 
für jede weitere Person in einer Bedarfsgemein-
schaft), ohne dass dieses angetastet werden 
muss. Nach einem Jahr des Bürgergeldbe-
zugs muss dann jegliches Vermögen über 
15.000 Euro pro Person in der Bedarfsgemein-
schaft aufgebraucht werden, um weiterhin Bür-
gergeld beziehen zu können.

– Der „Vermittlungsvorrang“ ist komplett abge-
schafft; berufliche und schulische Weiterbil-
dungen haben beim Bürgergeld einen zentralen 
Stellenwert. Es wird zum 1.7.2023 ein zusätzli-
ches monatliches Weiterbildungsgeld in Höhe 
von 150 Euro eingeführt und berufliche Weiter-
bildungen können dann für drei statt wie bisher 
nur für zwei Jahre gefördert werden. Auch die 
Möglichkeit, schulische Grundqualifikationen 
nachzuholen, wird erleichtert.

– Grundlegende Änderungen betreffen auch 
das Sanktionssystem: Das während der 
Corona-Pandemie vorübergehend eingeführte 
Sanktionsmoratorium wird zwar beendet, das 
Sanktionssystem wird aber gegenüber den 
bisherigen Regelungen deutlich entschärft: Bei 
einem Meldeversäumnis wird der Regelbedarf 
nur noch um zehn Prozent für einen Monat ver-
ringert. Beim zweiten Verstoß werden 20 Pro-
zent für zwei Monate abgezogen, in der letzten 
Stufe liegt die Leistungskürzung bei 30 Prozent 
für drei Monate. Die Möglichkeit, die Leistun-
gen komplett zu streichen, sowie die härteren 
Sanktionen für Leistungsbezieher*innen unter 
25 Jahren sind abgeschafft.

– Der ursprünglich nur temporär angelegte sozi-
ale Arbeitsmarkt wird entfristet. Die Jobcenter 
können insbesondere für Personen mit sehr 
langer Arbeitslosigkeit weiterhin sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung durch Zuschüsse 
an den Arbeitgeber fördern.

– Ab dem 1.7.2023 werden zudem die Freibeträge 
für Hinzuverdienste erhöht. Von einem Einkom-
men zwischen 520 Euro (der Minijobgrenze) 
und 1.000 Euro dürfen Leistungsbezieher*innen 
künftig 30 Prozent statt wie bislang nur 20 Pro-
zent behalten. Schüler*innen und Studierende 
mit einem Nebenjob dürfen Einkommen in einer 
Höhe von bis zu 520 Euro komplett behalten. 
Einkommen aus Ferienjobs oder das Mutter-
schaftsgeld werden anders als bisher gar nicht 
mehr angerechnet.
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– Die „Eingliederungsvereinbarung“, ein Kern-
merkmal des Fordern- und Fördern-Konzepts 
beim ALG II, wird durch einen „Kooperations-
plan“ ersetzt, in dem die Schritte hin zu einer 
nachhaltigen Arbeitsmarktintegration festge-
legt werden. Dieser Plan soll zwischen dem 
Jobcenter und den Leistungsbezieher*innen 
gemeinsam erarbeitet werden. Sollte es dabei 
zu Meinungsverschiedenheiten kommen, ist die 
Anrufung einer Schlichtungsstelle vorgesehen. 
Es wird zudem die Möglichkeit eines ganzheit-
lichen Coachings eingeführt, das auch aufsu-
chend erfolgen kann.

– Das Bürgergeld soll insgesamt leichter zugäng-
lich und unbürokratischer werden: etwa durch 
die Möglichkeit, die Leistung nun auch digital 
zu beantragen, oder durch das Verwenden 
einfacher, verständlicherer Sprache in den Do-
kumenten der Jobcenter. Zudem wird eine Ba-
gatellgrenze in Höhe von 50 Euro eingeführt, bis 
zu der Jobcenter auf Rückforderungen verzich-
ten können. So soll der bürokratische Aufwand 
abgebaut und die Zahl der Mahnbescheide re-
duziert werden.

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) gibt an, dass das Bürgergeld mehr als eine 
reine Umbenennung von „Hartz IV“ sei (BMAS 
2023a, Frage 38).  4 Aber ist dem wirklich so: Ist das 
Bürgergeld der oft geforderte Paradigmenwechsel 
in der Arbeitsmarkt- und Grundsicherungspolitik? 
Wie ist das Bürgergeld hinsichtlich der zwei großen 
Baustellen des ALG II, dem Ungleichgewicht von 
„Fordern und Fördern“ und der Höhe bzw. Berech-
nung der Regelbedarfe, einzuschätzen?

 4 Ursprünglich war das Bürgergeld weiter gefasst. Die Uni-
on hatte den Entwurf der Ampelkoalition im Bundesrat 
allerdings abgelehnt, sodass der Vermittlungsausschuss 
angerufen werden musste. Der dort gefundene Kompro-
miss enthält gegenüber dem Referentenentwurf einige 
Änderungen: Die von den Ampelparteien vorgesehene 
komplett sanktionsfreie „Vertrauenszeit“ in den ersten 
sechs Monaten des Leistungsbezugs wurde gestrichen. 
Die „Karenzzeit“ für Wohnen und Vermögen wurde von 
zwei Jahren auf ein Jahr gekürzt. Die Höhe des Schonver-
mögens zu Beginn des Leistungsbezugs wurde von den 
ursprünglich geplanten 60.000 Euro auf 40.000 Euro ge-
senkt. Das schlussendlich verabschiedete Gesetz wurde 
mithin in zentralen Punkten deutlich abgeschwächt.

2.2 Vorläufige Bewertung des Bürgergelds

Eine Bewertung kann zum jetzigen Zeitpunkt nur 
vorläufig sein, da eine Evaluation der konkreten 
Umsetzung in der Praxis bislang nicht möglich ist. 
Dennoch ist offensichtlich: Das Bürgergeld setzt 
gegenüber dem ALG II deutlich andere Akzente, die 
aus einer erweiterten, teilhabeorientierten Grundsi-
cherungsperspektive durchaus positiv zu bewerten 
sind. In einem zentralen Punkt bleibt die Reform al-
lerdings klar hinter den Möglichkeiten zurück:

Es fällt auf, dass im Bürgergeld ein neuer Ton 
angeschlagen wird. Es ist von „Kooperation und 
Vertrauen“ als Grundlage der Zusammenarbeit 
die Rede, und die erste Einladung, den „Koopera-
tionsplan“ zu erarbeiten, erfolgt „unverbindlich“ 
(BMAS o. J.). Hier zeichnet sich zumindest auf dem 
Papier eine grundlegende, positive Akzentverschie-
bung gegenüber dem ALG II ab. Das bisherige 
Ungleichgewicht zwischen „Fordern und Fördern“ 
soll offenbar überwunden werden. Das zeigt sich 
etwa in der deutlichen Entschärfung der Sanktio-
nen, aber auch in der einjährigen Karenzzeit bei der 
Überprüfung der Angemessenheit der Wohnung 
bzw. der Behandlung des Vermögens. Solche Maß-
nahmen kommen ganz besonders den zahlreichen 
Bedarfsgemeinschaften entgegen, die nur kurz-
zeitig im Leistungsbezug sind. Diese können sich 
nun stärker auf die Jobsuche konzentrieren und 
müssen nicht gleichzeitig noch eine günstigere 
Wohnung suchen. Die größte Neuerung ist, dass 
es im Bürgergeld keinen Vermittlungsvorrang mehr 
gibt. Dies ist womöglich der weitreichendste Re-
formschritt überhaupt (Falkenhain/Hirseland 2022, 
S. 477). Im Bürgergeld werden Qualifizierung und 
Teilhabe in den Mittelpunkt gestellt; statt des Ziels, 
Leistungsbezieher*innen möglichst schnell wieder 
in Arbeit zu bringen, steht jetzt die nachhaltige Inte-
gration in den Arbeitsmarkt im Vordergrund. Beruf-
liche und schulische (Weiter-)Qualifizierung haben 
im Bürgergeld einen deutlich größeren Stellenwert 
als beim ALG II. Das gilt insbesondere mit Blick auf 
jene Leistungsbezieher*innen, die eine größere 
Arbeitsmarktferne haben. Hier wird mit dem Coa-
ching ein Ansatz geschaffen, Arbeitsmarkthürden 
abzubauen, die sozialer oder psychologischer Na-
tur sind. Gleichzeitig werden arbeitsmarktfernere 
Gruppen wohl von der Entfristung des sozialen Ar-
beitsmarktes profitieren, der ihnen den Zugang zu 
Erwerbstätigkeit deutlich erleichtert bzw. in einigen 
Fällen sicher überhaupt erst ermöglicht. Zukünftig 
soll der soziale Arbeitsmarkt noch weiter ausge-
baut werden (BMAS 2023a, Frage 37).
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In all diesen Punkten geht das Bürgergeld auf 
dem Papier auf jeden Fall deutlich über das ALG 
II hinaus und überwindet einige Konstruktionsfeh-
ler des alten Grundsicherungssystems. Allerdings: 
Aus den Worten des Gesetzes muss Wirklichkeit 
werden. Der neue Ton, die „Kooperation auf Au-
genhöhe“, muss sich in der Praxis der Jobcenter 
beweisen. Das Gesetz wird sich daran messen 
lassen müssen, ob die neue Qualifizierungsstra-
tegie wirklich greift, ob der soziale Arbeitsmarkt 
und das Coaching tatsächlich zu einer nachhal-
tigen Arbeitsmarktintegration insbesondere von 
Langzeitbezieher*innen führen. Nur wenn dies der 
Fall sein sollte, kann wirklich die Rede davon sein, 
dass eine zentrale Schwäche von ALG II überwun-
den wurde. Wie sieht es beim Regelbedarf aus – 
der zweiten großen Baustelle von ALG II?

An der Erhöhung der Leistungen auf 502 Euro 
(Regelbedarfsstufe 1) entzündet sich hier nach wie 
vor heftige Kritik (vgl. hierzu ausführlich Becker 
2022a sowie Sell 2023). Es kursiert auf der einen 
Seite das „Narrativ von der nicht lohnenden Ar-
beit“ (Steffen 2022), während andere bemängeln, 
dass die Leistungen weiterhin zu niedrig sind, um 
eine volle gesellschaftliche Teilhabe zu ermögli-
chen. Während jedoch nachgewiesen ist, dass wer 
arbeitet, auch weiterhin mehr hat als jemand, der 
Bürgergeld bezieht (etwa Steffen 2022) – und na-
türlich sind in Hinblick auf „nicht lohnende Arbeit“ 
nicht niedrigere Sozialleistungen, sondern höhere 
Löhne die richtige Stellschraube –, ist der Kritik an 
den zu geringen Leistungen zuzustimmen: Es ist 
mit dem Bürgergeld weder gelungen, die Berech-
nung der Regelbedarfe vom Kopf auf die Füße zu 
stellen und diese endlich transparent und nach-
vollziehbar zu machen, noch ist die Höhe der Leis-
tungen als ausreichend zu werten. Das reichlich 
undurchsichtige Statistikmodell zur Berechnung 
der Regelbedarfe wurde beibehalten. Die Ampel-
koalition hätte außerdem die Chance gehabt, mit 
der Einführung des Bürgergelds endlich einmal 
grundlegend über die Höhe des Existenzminimums 
zu entscheiden. Diese Gelegenheit wurde nicht ge-
nutzt. Die Anhebung der Regelbedarfe um durch-
schnittlich zwölf  Prozent reicht bei weitem nicht 
aus, um die angestrebte gesellschaftliche Teilhabe 
der Leistungsbezieher*innen tatsächlich auch fi-
nanziell abzusichern. Eine Erhöhung, die lediglich 
die Inflation ausgleicht – wenn überhaupt –, greift 
viel zu kurz und darf nicht der Anspruch sein. Es 
werden weiterhin zahlreiche Bedarfsgemeinschaf-
ten im Leistungsbezug unterhalb der 60 Prozent-
Armutsgrenze liegen. Hier wurde die Chance ver-
passt, die Regelätze endlich armutsfest zu machen 
und so jedem und jeder Leistungsbezieher*in ein 
Leben ohne Einkommensarmut zu ermöglichen. 

Berechnungen zeigen, dass hierzu für die erste er-
wachsene Person in einer Bedarfsgemeinschaft ein 
Regelbedarf von derzeit mindestens 720 Euro nö-
tig wäre (Paritätischer Gesamtverband 2022). Das 
sind über 200 Euro mehr als der aktuelle, gerade 
erhöhte Regelbedarf. Bei den Regelbedarfen geht 
das Bürgergeld mithin in keinerlei Hinsicht über 
das ALG II hinaus.

Wie sieht zusammenfassend eine allererste, vor-
läufige Bilanz des Bürgergelds aus? Seine Einfüh-
rung ist sicher die größte Arbeitsmarktreform seit 
den Hartz-Gesetzen. In seiner institutionellen Kon-
struktion gibt das Bürgergeld Antwort auf einige 
institutionelle Schwachstellen des ALG-II-Systems, 
vor allem insofern das Ungleichgewicht zwischen 
Fordern und Fördern geradegerückt wird. Hinsicht-
lich der Abschaffung des Vermittlungsvorrangs 
und des deutlich kooperativer und ausgewogener 
klingenden Grundtons deutet sich womöglich tat-
sächlich in Ansätzen eine Überwindung von ALG 
II an. Insgesamt ist das Bürgergeld aber lediglich 
als gradueller Wandel zu bewerten, der auch auf 
geänderte soziale, politische und ökonomische 
Rahmenbedingungen Antwort gibt (Beckmann 
2023). Der derzeitige Arbeitsmarkt ist ein anderer 
als im Jahr 2005: Wo heute Arbeitskräftemangel 
herrscht, gab es damals verfestigte Massenar-
beitslosigkeit. Die derzeitige gute Lage auf dem 
Arbeitsmarkt lässt hoffen, dass der Qualifizierungs-
schwerpunkt im Bürgergeld erfolgreich sein wird. 
Ob allerdings die angestrebte Kooperation auf 
Augenhöhe Wirklichkeit wird, ob die nachhaltige 
Vermittlung der Leistungsbezieher*innen in den 
Arbeitsmarkt tatsächlich gelingt – dafür kommt 
es auf die Beratungs- und Vermittlungsleistungen 
der Mitarbeiter*innen in den Jobcentern an. Hier 
stimmt die Tatsache pessimistisch, dass die Job-
center mit der Reform weder größere finanzielle 
Spielräume erhalten noch personell aufgestockt 
werden. Beweisen muss sich das Bürgergeld vor 
allem an der Gruppe der Dauerbeziehenden. Hier 
wird sich zeigen, ob Drehtüreffekte verringert wer-
den können und eine nachhaltige Integration in den 
Arbeitsmarkt gelingt. Letztlich hängt aber die end-
gültige Bewertung jedes Grundsicherungssystems 
an der Höhe der monetären Leistungen. In dieser 
Hinsicht wurde eindeutig die Chance verpasst, die 
Regelbedarfe endlich armutsfest zu machen. Ins-
gesamt ist das Bürgergeld damit aus einer teilha-
beorientierten Grundsicherungsperspektive zwar 
grundsätzlich positiv zu bewerten; der große Wurf 
ist aber nicht gelungen, da das intransparente Mo-
dell zur Berechnung der Regelbedarfe einfach bei-
behalten wurde und die Regelbedarfe nicht einmal 
annähernd ausreichend erhöht wurden.
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3 DIE KINDERGRUNDSICHERUNG

Die Ampel hat in ihrem Koalitionsvertrag neben 
dem Bürgergeld (um vorzugreifen: das perspek-
tivisch nur noch für Erwachsene gelten soll und 
lediglich übergangsweise für Kinder und Jugend-
liche) mit der Kindergrundsicherung eine weitere 
Sozialreform vereinbart, die angesichts der bevor-
stehenden Umsetzung von der Ampel selbst wie 
auch von den Medien als sehr ambitioniert, weil 
inhaltlich, finanziell und zeitlich herausfordernd, 
bezeichnet wird. Schon Anfang 2025 soll das Vor-
haben Realität sein.

Die dem Vorhaben zugrunde liegenden Motive 
sind aufgrund einer seit über einem Jahrzehnt wäh-
renden intensiven Debatte auf wissenschaftlicher 
und politischer Ebene schnell aufgezählt: Es gibt 
im reichen Deutschland eine sehr hohe Kinderar-
mut – nach Angaben von Eurostat rund 15 Prozent 
der unter 18-Jährigen im Jahr 2022 (Eurostat 2023) 
–, die die individuellen Lebenschancen der Kinder 
wie die kollektive Zukunftsfähigkeit der Gesell-
schaft aufgrund oft lebensbegleitender Defizite 
vor allem bei Bildung und Gesundheit übermäßig 
belastet (zu Ausmaß und Folgen von Kinderarmut 
siehe z. B. Schneider/Schröder 2022; Funcke/Men-
ne 2023; Bertelsmann-Stiftung 2015). Und diese 
Armut kommt zustande, obwohl es viele öffentli-
che Leistungen für Kinder und deren Familien gibt, 
die aber nachweislich nicht ausreichen oder nicht 
ausreichend ankommen. Das ist insbesondere auf 
die Kinder-Regelbedarfe im System von Hartz IV 
bzw. jetzt Bürgergeld gemünzt, die nach diver-
sen wissenschaftlichen Studien dem existenziel-
len Minimalbedarf von Kindern und Jugendlichen 
nicht gerecht werden und deshalb zum Beispiel 
ungesunde Ernährung (so der Wissenschaftliche 
Beirat beim BMEL 2023) und sozialen Ausschluss 
produzieren. Diese Kritik betont eine doppelte 
Schieflage im herkömmlichen deutschen System 
des öffentlichen Kinderlastenausgleichs bzw. der 
Familienförderung:

Die vielen öffentlichen Transferleistungen – da-
runter die gewichtigsten: Hartz IV für Kinder und 
Jugendliche bzw. jetzt Bürgergeld für diese Be-
völkerungsgruppe, Kinderzuschlag „vor“ Hartz IV, 
Kindergeld und geldwerte Vorteile aus der steuer-
lichen Absetzbarkeit von familiären Ausgaben für 
Kinder und Jugendliche – gewähren Kindeseltern 
mit hohem Einkommen am meisten und solchen 
mit niedrigen, nicht steuerpflichtigen Einkommen 
am wenigsten. Auch wenn dieses Vorteilsgefälle 
zugunsten von Nicht-Bedürftigen und zulasten von 
Bedürftigen durch verschiedene Leistungsanpas-
sungen im Zeitverlauf verringert wurde, ist es im-
mer noch erheblich. 

Der geldwerte Vorteil allein des von begüterten 
Eltern genutzten Kinderfreibetrags pro Kind und 
Monat (724 Euro) beläuft sich aktuell auf Basis 
des Spitzensteuersatzes einschließlich Reichen-
steuer und Solidaritätsbeitrag auf monatlich rund 
344 Euro – während das gerade erst auf ein glei-
ches Niveau erhöhte und nicht mehr von der famili-
ären Kinderzahl abhängige Kindergeld für erwerbs-
tätige Eltern auf 250 Euro monatlich kommt.  5

Tatsächlich aber nehmen Eltern mit hohem Ein-
kommen neben den Kinderfreibeträgen für ihre 
Kinder häufig noch weitere steuerliche Abzugs-
möglichkeiten wahr, so für die Betreuung von 
maximal 14-jährigen Kindern durch z. B. Kita oder 
Tagesmutter/-vater oder Au-Pair sowie für (nicht 
altersgedeckeltes) Schulgeld in einer Privatschule 
oder einem Internat. Diese Möglichkeiten belau-
fen sich pro Kind auf maximal 4.000 Euro im Jahr 
oder beim Schulgeld auf maximal 5.000 Euro jähr-
lich und entsprechen noch einmal einem geldwer-
ten Vorteil von maximal knapp 160 Euro im Monat 
bzw. knapp 200 Euro im Monat, wenn jeweils der 
Spitzensteuersatz zugrunde gelegt wird. Mit Kin-
derfreibetrag und den genannten weiteren Absatz-
möglichkeiten zusammen steigt also der geldwerte 
Vorteil für Eltern mit hohen Einkommen gegenüber 
Eltern, die lediglich Kindergeld beziehen und sich 
aufgrund ihres niedrigen Einkommens Betreuungs-
kosten für ihre Kinder nicht leisten oder mangels 
gezahlter Steuern nicht absetzen können, pro Mo-
nat auf rund 460 Euro – was fast dem doppelten 
Kindergeld entspricht. Der Unterschied war bis 
vor Kurzem, vor der aktuellen Kindergelderhöhung 
im Vergleich zu nur einem Kind oder auch zweien 
im elterlichen Haushalt und dem dafür gezahlten 
Kindergeld von 219 Euro noch entsprechend grö-
ßer. Sind diese monatlichen Differenzen zwischen 
Steuervorteilen und Kindergeld beim Zeitpunktver-
gleich schon eindrücklich genug, so steigen sie im 
Lebensverlauf eines Kindes bis zum 18. Lebensjahr 
auf rund 20.000 Euro nur bei Nutzung des Kinder-
freibetrags und auf noch viel mehr, wenn die steu-
erliche Kostenabsetzung von Kinderbetreuung und 
Schulgeld für unter Umständen viele Jahre dazu 
kommt.

Das zweite problematische Gefälle besteht beim 
familiären Zugang zu diesen öffentlichen Leistun-
gen: Der Kinderfreibetrag wird Kindeseltern vom 
Finanzamt automatisch im Rahmen einer routine-
mäßigen amtlichen Günstigkeitsprüfung gewährt, 
wenn dessen Ausschöpfung größere Vorteile für 
die Elternkasse bringt als das Kindergeld. Hier be-
tätigt sich der Staat in Form einer Bringschuld ge-
genüber Steuerzahlern mit hohem Einkommen. 

 5 Nicht erwerbstätige Bürgergeldbezieher*innen: Kinder-
geld wird auf Bürgergeld angerechnet.
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Der Zugang zu allen anderen öffentlichen Kin-
desleistungen aber ist eine Holschuld der Familien, 
die sie durch das Erstellen von eigenen Anträgen 
an den Staat einlösen müssen. Am einfachsten ist 
die Einlösung wiederum für Eltern mit hohem Ein-
kommen, deren Steuer- und sonstige Berater in der 
Regel die Anträge für die steuerliche Berücksichti-
gung von fremder Betreuung oder dem Schulgeld 
der Kinder übernehmen. Am schwierigsten ist das 
für Eltern mit niedrigem Einkommen, insbesonde-
re beim Antrag auf Kinderzuschlag oder Leistun-
gen im Hartz IV-/Bürgergeld-System – wenn sie 
denn überhaupt Kenntnis über ihre potenziellen 
Leistungsansprüche haben. Aber selbst in diesem 
Fall werden sie häufig vom Antrag aus sozialer 
Scham oder von den mit dem Antrag verbunde-
nen Verständnis- und Ausfüllhürden abgeschreckt. 
Entsprechend hoch ist auch im digitalen Informa-
tionszeitalter die sogenannte Dunkelziffer derjeni-
gen, die ihren Geldanspruch aus den genannten 
Gründen nicht einlösen – eine Problematik, die lei-
der auch für viele weitere öffentliche Leistungen in 
Deutschland wie in Sozialstaaten generell gilt (sie-
he dazu z. B. Eckhardt 2022, Sielaff/Wilke 2022, in-
ternational: Odenore 2022). Und schließlich gibt es 
parallel dazu eine ebenfalls erhebliche Nicht-Inan-
spruchnahme bei der Nutzung von kindbezogener 
oder Kindern offenstehender Infrastruktur (dazu ak-
tuell Becker 2023, Spiess 2023).

Fazit dieser Kritik ist, dass dem Staat bisher we-
der bei der Leistungshöhe noch beim Leistungszu-
gang alle Kinder gleich viel wert sind. Und Konse-
quenz dieser Kritik ist schon lange die Forderung 
nach einem kompletten Systemwechsel bei der 
öffentlichen Kinderförderung, der unterschiedliche 
Fördersysteme vereinheitlicht, prinzipiell alle Kinder 
gleichbehandelt und gleichzeitig vor allem bisher 
benachteiligte Kinder zur erfolgreichen Armutsbe-
kämpfung besserstellt. Außerdem sollen die da-
für gewährten Leistungen so automatisch und so 
einfach wie möglich erschließbar werden, um die 
Dunkelziffer-Problematik weitgehend zu vermei-
den. Diese Forderung schlägt sich konkret im seit 
Langem wissenschaftlich fundierten und politisch 
entwickelten Konzept der Kindergrundsicherung 
(KGS) nieder, um das sich insbesondere ein großer 
Zusammenschluss von inzwischen 20 Sozialver-
bänden, das „Bündnis Kindergrundsicherung“, ver-
dient gemacht hat (siehe Plattform „Kinderarmut 
hat Folgen“ mit vielen einschlägigen Texten; Der 
Kinderschutzbund Bundesverband 2023a). Dieses 
Konzept impliziert demnach, Kinder und Jugendli-
che aus dem alten oder jetzt „neuen“ Hartz IV-Sys-
tem völlig herauszulösen. 

Die KGS ist deswegen auch eine nacheilende, 
zweite Reformmaßnahme zu Hartz IV: Das Bürger-
geld soll zukünftig nur für Erwachsene ohne oder 
mit unzureichenden Erwerbseinkommen gelten; 
die KGS ist dagegen ist für alle Kinder und Jugend-
lichen unabhängig von der elterlichen Lebenslage 
zuständig (eine Übersicht zu ähnlichen KGS-Vor-
schlägen von Parteien und Organisationen bietet 
Portugall 2023).

Diesen Systemwechsel sollte eine schon 2022 
eingesetzte interministerielle Arbeitsgruppe im 
Prinzip vorbereiten. Einen öffentlichen Aufschlag 
dazu machte ein sogenanntes Eckpunktepapier 
des federführenden Bundesfamilienministeriums 
im Januar diesen Jahres (BMFSFJ 2023a). Die Be-
teiligung von insgesamt sieben Bundesministe-
rien allein zeigte schon, welche Komplexität das 
Vorhaben atmet und wie viele Schnittstellen es zu 
anderen Sozialsystemen zu berücksichtigen gilt. 
Doch der konkrete Umsetzungsweg im Verlauf des 
Jahres 2023, der angesichts der Ankündigung der 
KGS im Koalitionsvertrag relativ geradlinig erschien, 
entpuppte sich als koalitionsinterner Stafettenlauf 
von Streitigkeiten, insbesondere zwischen FDP und 
Grünen, bis endlich am 30.8.2023 ein abgestimm-
ter Gesetzes-Referentenentwurf zur KGS vorgelegt 
wurde (BMFSFJ 2023b). Doch bevor darauf einge-
gangen wird, sollen hier zunächst die wichtigsten 
Herausforderungen der geplanten KGS aus Sicht 
der Armutsforschung und der langjährigen poli-
tischen KGS-Verfechter*innen, insbesondere des 
„Bündnisses“ (s. o.), als Referenz-Wert vorangestellt 
werden:

Damit dem Staat alle Kinder gleich viel wert wer-
den, sollte jedes Kind – vertreten von seinen Eltern – 
unabhängig von seinem Alter (wie bisher im ALG II 
bzw. Bürgergeld) oder von seiner Geschwisterzahl 
(wie lange Zeit beim Kindergeld) möglichst auto-
matisch brutto den gleichen Geldbetrag erhalten. 
Der aber sollte zugleich mit dem Grenzsteuersatz 
der Eltern an deren oberem Einkommensrand be-
steuert und damit netto so abgeschmolzen werden, 
dass er mit steigendem Elterneinkommen sinkt; 
mit sinkendem Einkommen dagegen bliebe er 
mehr oder weniger bei niedrigem Einkommen und 
bei in der Regel nicht steuerpflichtigem Einkom-
men sogar vollständig erhalten. Damit würde das 
bisherige zersplitterte Fördersystem vereinheitlicht 
und vor allem tatsächlich vom Kopf auf die Füße 
gestellt: Die bedürftigen Kinder erhielten am meis-
ten, die nicht-bedürftigen wegen der hohen Ein-
kommen ihrer Eltern am wenigsten.
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Wie hoch sollte nun der maximale Förderbe-
trag der KGS pro Kind ausfallen und wie viel soll 
nach Abschmelzen dieses Betrags mindestens 
auch bei Spitzensteuer-Zahler*innen und ihren 
Kindern erhalten bleiben? Generell gilt als opti-
male Antwort der KGS-Idee: Der maximale Be-
trag sollte selbstverständlich vom sächlichen und 
sozialen (d. h. sozialen Ausschluss vermeidenden) 
Existenzminimum eines Kindes abhängen. Jedoch 
ist dieses Existenzminimum bis heute weder wis-
senschaftlich noch politisch mit der notwendigen 
Akribie erhoben und bestimmt worden. Doch es 
gibt eine ernstzunehmende und maßstabgebende 
Alternative, nämlich gerade den steuerlichen Kin-
derfreibetrag, der zurzeit quasi die einzige amtli-
che Definition des kindlichen Existenzminimums 
beansprucht. Der Kinderfreibetrag von aktuell (seit 
Januar 2023) 724 Euro pro Monat setzt sich aus 
zwei Komponenten zusammen: aus dem im Amts-
deutsch sogenannten „sächlichen Existenzmini-
mum“ in Höhe von 480 Euro, das alle zwei Jahre 
von der Bundesregierung nach Vorlage ihres „Exis-
tenzminimumberichts“ angepasst wird; und aus 
dem „Freibetrag für die Betreuung und Erziehung 
bzw. Ausbildung“ (BEA-Freibetrag) in Höhe von 
244 Euro, der von der Ministerialbürokratie tradi-
tionell weitgehend freihändig festgelegt wird. Da 
das „sächliche Existenzminimum“ von Kindern im 
Existenzminimumbericht der Bundesregierung mit 
502 Euro monatlich sogar noch etwas höher ver-
anschlagt wird – aber vom Staat nicht gänzlich in 
den entsprechenden steuerlichen Freibetrag über-
nommen wird – könnte man berechtigterweise das 
kindliche Existenzminimum sogar auf 746 Euro pro 
Monat beziffern. Wegen dieser unübersehbaren 
amtlichen Definition(en) des kindlichen Existenzmi-
nimums fordern das „Bündnis KGS“ und mit ihm 
viele andere Stimmen eine Brutto-Transferleistung 
pro Kind von 746 Euro, die einem bisherigen Hartz-
IV-Kind ungeschmälert erhalten bliebe, dem Kind 
eines Spitzensteuerzahlers nach steuerlicher Ab-
schmelzung aber auch noch 354 Euro garantierte 
– also etwas mehr als den aktuell gegebenen geld-
werten Vorteil von 344 Euro aus dem gesamten 
steuerlichen Kinderfreibetrag.

Jedoch allein schon die im Eckpunktepapier von 
Familienministerin Paus vorgelegten Überlegungen 
wichen erheblich vom eben beschriebenen Best-
möglichen ab, weil sie offenbar koalitionsinterne 
Widerstände antizipierten. Die wichtigsten Aussa-
gen im Paus-Papier waren: Der KGS-Betrag soll sich 
aus zwei Teilen zusammensetzen, zunächst einem 
für alle Kinder gleich hohen sogenannten Garantie-
betrag, der vermutlich dem aktuellen Kindergeld 
von 250 Euro monatlich entsprechen sollte; und 
schließlich einem nach dem Kindesalter und dem 
Elterneinkommen gestaffelten Zusatzbetrag, wobei 
die Anzahl der Staffeln und die einzelnen Staffel-
beträge nicht benannt waren. Der Kinderfreibetrag 
dagegen sollte laut Papier erst „perspektivisch“ in 
die KGS integriert werden.

Doch damit war der FDP-Widerstand gegen die 
Paus-Pläne geweckt, und die Bedenken dagegen 
wurden auch öffentlich vehement vorgetragen (sie-
he z. B. tagesschau.de 2023a, 2023b und 2023c). 
Vor allem zwei indirekt miteinander verbundene As-
pekte spielten dabei eine erhebliche Rolle: vorder-
gründig die Finanzierungslücke zwischen den Kos-
tenschätzungen von Familienministerin Paus (zwölf 
Mrd. Euro) und der Finanzierungsbereitschaft von 
Finanzminister Lindner (zwei Mrd. Euro); hinter-
gründig ein nicht so offensiv von den „Geld-Spa-
rern“ vorgetragener Zweifel an der Zielgenauigkeit 
der KGS, der in Wirklichkeit ein Vorurteil gegenüber 
armen Kindes-Eltern impliziert, weil diese angeb-
lich das „Kinder-Geld“ für sich selbst verwenden. 
Im Klartext des FDP-MdB Markus Herbrand, finanz-
politischer Sprecher seiner Fraktion: „für Alkohol 
und Zigaretten“ (Herbrandt 2023). Dieser Zweifel 
ist zunächst ein (finanzierungs-)taktisches Argu-
ment, der auch gegen alle anderen bisherigen fa-
milienbezogenen Geldleistungen vorgebracht wer-
den könnte. Der Zweifel ist aber vor allem völlig un-
gerechtfertigt, weil durch empirische Studien seit 
langem belegt ist, dass einkommensarme Eltern in 
aller Regel eher bei sich selbst bzw. ihren eigenen 
Bedarfen sparen, um ihren Kindern ein möglichst 
gutes Aufwachsen zu ermöglichen (siehe Stich-
noth et al. 2018). Die Finanzierungslücke lässt sich 
also nur mit anderen Argumenten schließen.
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Diese wurden innerhalb der Koalition eben-
falls ausgetauscht, waren aber nicht viel weniger 
problematisch: Ministerin Paus schlug vor, den 
BEA-Anteil am steuerlichen Kinderfreibetrag abzu-
schmelzen, weil sich die staatliche Infrastruktur zur 
Betreuung, Erziehung und Ausbildung von Kindern 
innerhalb der letzten Jahre wesentlich gegenüber 
der Vergangenheit bzw. der früheren BEA-Imple-
mentation im Freibetrag verbessert habe (tages-
schau.de 2023d). Mit dieser Abschmelzung würde 
doppelt gespart; der Steuerverzicht aufgrund des 
Freibetrags würde sinken, und der maximal denk-
bare Zusatzbetrag in der KGS parallel zum vermin-
derten Freibetrag ebenfalls. Doch es bleibt aktuell 
äußerst zweifelhaft, ob die kindbezogene staat-
liche Infrastruktur heute tatsächlich wesentlich 
besser ist bzw. ausreicht, um allen Kindern einen 
gleichen und unproblematischen Zugang zu BEA-
Leistungen zu verschaffen. Empirische Zahlen etwa 
zur Betreuungsquote von Kindern durch Kitas spre-
chen dagegen (Becker 2023). Aber die FDP hatte 
schon bald ihr Votum gegen die Abschmelzung des 
Freibetrags mit der Begründung formuliert, dass 
dann Eltern mit hohem Einkommen Geld verlieren 
würden (siehe tagesschau.de 2023c). Mehr Kont-
rast geht kaum: Eltern mit niedrigem Einkommen 
wird beim Empfang von staatlichen Leistungen 
für ihre Kinder misstraut; im selben Kontext wird 
aber von derselben Seite der geldwerte Vorteil des 
heutigen Kinderfreibetrags bei Kindern mit hohem 
Eltern-Einkommen als selbstverständlich verfügbar 
betrachtet („böse arme Eltern versus gute reiche 
Eltern“).

Das Potenzial für Ampel-internen Streit war 
damit jedoch nicht erschöpft, weil die FDP noch 
grundsätzlicheren Widerstand gegen die KGS als 
eine Form der Leistungsverbesserung entwickelte. 
Insbesondere die Äußerungen von Parteichef und 
Finanzminister Lindner selbst konnten tatsächlich 
seit Längerem auch so gelesen werden, dass seine 
Partei im Moment sogar jegliche weitere finanziel-
le Unterstützung zugunsten von Kindern und ihren 
Familien ablehnt, weil mit der Erhöhung des Kin-
dergeldes und des Kinderzuschlags schon genug 
getan sei und ohnehin der Ausbau der kindbezo-
genen Infrastruktur eine größere Bedeutung für 
die Armutsbekämpfung habe als zusätzliche Geld-
leistungen (siehe z. B. tagesschau.de 2023b und 
2023c) – wohlwissend, dass es für diese Infrastruk-
tur in der Regel nicht das Geld des Bundes und vor 
allem viel Zeit braucht; und negierend, dass die 
Bekämpfung von Kinderarmut sowohl reale Infra-
struktur wie monetäre Leistungen erfordert (das 
Bündnis Kindergrundsicherung 2023 bezeichnet 
solche oft gegen eine KGS strapazierten Argumen-
te auch als Kritik-„Mythen“). 

Schließlich nannte die FDP das KGS-Projekt 
sogar eine „Verwaltungsreform“ (tagesschau.de 
2023c), die mit organisatorischen und informatori-
schen staatlichen Maßnahmen zur Verminderung 
der bisherigen Dunkelziffern bei der Inanspruch-
nahme bestehender Geldhilfen für Kinder sorgen 
sollte. Doch allein die Beseitigung aller bisherigen 
Dunkelziffern wird vom Familienministerium auf 
fünf Mrd. Euro beziffert (siehe FAZ 2023a), sodass 
die von Finanzminister Lindner ursprünglich ange-
botenen zwei Mrd. € selbst dafür nicht ausreichen 
würden.

Tatsächlich bewegt sich das Vorhaben nach 
der endgültigen Einigung der Ampelkoalition auf 
der Kabinettsklausur auf Schloss Meseberg Ende 
August und ausweislich des am 30. August 2023 
vorgelegten Gesetzes – dem Referentenentwurf zur 
KGS – auf eine Verwaltungsreform zu und nicht auf 
generelle Leistungsverbesserungen: Kindergeld, 
Kinderzuschlag, Bürgergeld und Sozialhilfe für 
Kinder, das monatliche sogenannte Teilhabegeld 
von 15 Euro aus dem Bildungs- und Teilhabepaket 
sowie der erst 2022 eingeführte Corona-Sofortzu-
schlag von 20 Euro pro Kind und Monat werden 
zusammengefasst und von einer einzigen Behörde, 
den bei der Bundesagentur für Arbeit angesiedel-
ten Kinderkassen (neu benannt in „Familienser-
vice“), in zwei Teilbeträgen ausgezahlt. Der Garan-
tiebetrag für jedes Kind, also ebenfalls für bisherige 
Kinder im Bürgergeld- oder Sozialhilfe-System, er-
setzt praktisch auch der Höhe nach das bisherige 
Kindergeld von 250 Euro im Monat; dazu kommt 
unter Umständen ein vom (niedrigen bis mittleren) 
Elterneinkommen und vom Kindesalter abhängiger 
Zusatzbetrag, dessen Höhe praktisch den bisheri-
gen Regelbedarfsstufen 4–6 beim Bürgergeld und 
der Sozialhilfe für Kinder und Jugendliche plus 
einer Wohngeldpauschale entspricht, allerdings 
abzüglich des gegengerechneten Garantiebetrags. 
Der Kinderfreibetrag bleibt als steuermindernder 
Anspruch bei Eltern mit hohem Einkommen beste-
hen. Im Bundeshaushalt 2025 werden für die KGS 
2,4 Mrd. Euro bereitgestellt, die allein vom Volu-
men her keine Leistungsverbesserungen ermögli-
chen. Es wird allerdings für die Jahre danach ein 
Zuwachs der KGS-Gelder auf sechs Mrd. Euro für 
möglich gehalten, wenn bzw. weil ebenfalls ge-
plante Ampel-Maßnahmen zur Verbesserung der 
Inanspruchnahme der genannten Kinderleistungen 
greifen. 
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Dieser Betrag korrespondiert mit der schon oben 
erwähnten Schätzung, wonach allein die Beseiti-
gung der Dunkelziffer bzw. der Nichtinanspruch-
nahme bei den jetzt zusammengefassten Leistun-
gen in der Vergangenheit fünf Mrd. Euro kostet. 
Noch immer wird für den Garantiebetrag auf einer 
noch einzurichtenden Internet-Plattform bei den 
Kinderkassen (dem „KGS-Check“) ein Antrag der 
Eltern erforderlich sein. Aber der Antrag soll nicht 
nur möglichst einfach ausfallen, er soll gleichzei-
tig auch eine Prüfung der Kinderkassen auslösen, 
ob zusätzlich ebenfalls der Zusatzbetrag zusteht. 
Im positiven Fall soll eine „proaktive Information“ 
der Kassen an die Eltern dort einen zweiten digi-
talen, niedrigschwelligen Antrag bewirken, für den 
nötige Daten zu Elterneinkommen und anderen 
Haushalts-Merkmalen möglichst weitgehend im 
Austausch der Kinderkassen mit anderen Behörden 
erhoben werden und nicht von den Eltern angege-
ben werden müssen.

Doch ob das wie geplant und erhofft zeitlich wie 
inhaltlich gelingt, wird heute schon vielerseits be-
zweifelt. Die Bundesagentur für Arbeit (BA), die da-
für die Kinderkassen erst personell und technisch 
ertüchtigen muss, hat schon explizit angekündigt, 
dass der von der Ampel angekündigte KGS-Start-
termin 1.1.2025 nicht zu halten ist; der 1.7.2025 sei 
frühestens realistisch (FAZ 2023b). Auch ein „einfa-
cher“ KGS-Check auf der entsprechenden Internet-
Plattform hilft Eltern mit Bildungsferne, Internetdi-
stanz und Migrationshintergrund möglicherweise 
nicht immer über die Antragshürden (Thomé 2023). 
Und über die möglicherweise zukünftig nur ge-
senkte, aber eben nicht beseitigte Dunkelziffer hin-
aus – d. h. eine nach wie vor nicht eingelöste Bring-
schuld des Staates zur Bekämpfung von Kinderar-
mut – gibt es verständlicherweise viel Kritik an den 
weiteren Bestandteilen des KGS-Regierungspakets. 
So werden von Sozialverbänden auch Unklarheiten 
und Widersprüche bei Schnittstellen-Regelungen 
zu anderen Sozialleistungen (u. a. Unterhaltsgeld, 
BaföG, Asylbewerberleistungsgesetz) gesehen (Der 
Kinderschutzbund Bundesverband 2023b). Und vor 
allem bleibt es prinzipiell bei einer nicht armutsfes-
ten Höhe der KGS-Hauptleistungen Garantiebetrag 
und Zusatzbetrag sowie einem unsozialen „Kopf-
stand“ der Kinderförderung in Deutschland. Eine 
fundierte Definition des kindlichen Existenzmini-
mums, die auf wissenschaftlicher Grundlage zwei-
fellos zu einer Leistungserhöhung führen müsste, 
wird im Referentenentwurf überhaupt nicht ange-
sprochen, indirekt also auf eine ungewisse Zukunft 
verschoben. 

Zwar verbessert sich wegen Nebenbestimmun-
gen in der beschlossenen KGS bei einzelnen Fa-
milienkonstellationen das Haushaltseinkommen 
insgesamt, weil z. B. bei Alleinerziehenden eigenes 
Einkommen bei der Berechnung des Zusatzbetrags 
geringer als bisher angerechnet wird oder günsti-
ge Regelungen bei bisherigen Alt-Leistungen nun 
für mehr Personen gelten (siehe DGB 2023, S. 3–8, 
v. a. Tabelle S. 7); meist handelt es sich jedoch um 
relativ geringe Beträge. Dagegen fällt der aus dem 
steuerlichen Kinderfreibetrag resultierende „Ga-
rantiebetrag“ für Kinder von Eltern mit hohem Ein-
kommen wie bisher rund 100 Euro höher aus als 
bei allen anderen Kindern mit Garantiebetrag. Au-
ßerdem kennt der Freibetrag keine Altersstaffelung 
bzw. unterstellt für jedes („reiche“) Kind unabhän-
gig vom Kindesalter das gleiche Existenzminimum; 
das steuergeförderte Kind wird also auch häufig 
mehr Leistung erhalten als das gleichaltrige Kind 
mit KGS-Zusatzbetrag bei Eltern mit eher armuts-
gefährdetem mittleren Einkommen.

Das jetzige Ampel-Konzept ist keine echte KGS 
– zu diesem Fazit kommen im Generellen wie im 
Detail auch die Armutsforschung (z. B explizit But-
terwegge 2023; implizit der Arbeitskreis Armutsfor-
schung 2023) sowie die Sozialverbände, die zuletzt 
im September noch nach Aufforderung der Bun-
desregierung ihre kritischen Stellungnahmen zum 
Referentenentwurf vorgetragen haben (siehe dazu 
stellvertretend für viele Sozialverbände ausführ-
lich: Der Kinderschutzbund Bundesverband 2023b 
sowie Bertelsmann-Stiftung 2023). Ihre massiven 
Bedenken scheinen verhallt, nachdem am 26. Sep-
tember 2023 der Entwurf vom Bundeskabinett sub-
stanziell unverändert als Gesetzesvorlage beschlos-
sen wurde; eine Verbesserung der Vorlage ist im 
Zuge der danach anstehenden parlamentarischen 
Beratungen unwahrscheinlich – eher sogar eine 
Verschlechterung durch Widerstände im Bundesrat. 
Immerhin wird ein notwendiger, wenn auch kleiner 
Schritt in Richtung einer KGS getan, die vielleicht in 
Zukunft ihren Namen verdient.
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Als hätte die Ampel die vielen Querelen bei der KGS 
vorausgeahnt, hat sie ein weiteres, vielfach (z. B. im 
Wahlprogramm der Grünen) diskutiertes Projekt 
zwar in den Koalitionsvertrag aufgenommen, aber 
im Zuge der aktuellen Agenda nicht weiter berück-
sichtigt: nämlich analog zum Elterngeld eine neue, 
auch befristete und gedeckelte Lohnersatzleistung 
für Erwerbstätige zu schaffen, die nicht Kinder, 
sondern andere Familienangehörige wegen deren 
Krankheit oder Gebrechlichkeit pflegen und somit 
ihrer Erwerbstätigkeit nur mit viel Mühe, nur ein-
geschränkt oder gar nicht nachkommen können.  6 
(Zur Konzeption einer solchen Leistung siehe z. B. 
den Vorschlag von „wir pflegen – Interessenver-
tretung und Selbsthilfe pflegender Angehöriger“ 
2019). Eine solche Leistung würde nicht von der 
gesetzlichen Pflegeversicherung bezahlt – und 
könnte auch nicht von dieser gestemmt werden; 
sie müsste wie das Elterngeld aus Steuermitteln 
finanziert werden und wäre damit ebenfalls eine 
Geldleistung im Rahmen des Konzepts einer „er-
weiterten Grundsicherung“.

Diese neue Lohnersatzleistung wäre mit berufli-
chen Freistellungsansprüchen wie beim Elterngeld 
verbunden und würde zumindest für einige Zeit 
die pflegenden Haushaltsmitglieder entlasten, die 
bis heute häufig einer doppelten Bürde von beruf-
licher Beschäftigung und familiärer Pflege ausge-
setzt sind und nicht selten in der Folge persönliche 
Erschöpfung oder eigene Erkrankung ertragen 
müssen. Es würde zudem die Pflegenden – an-
ders als gegenwärtig – mit einer Lohnersatzrate für 
ihre Pflegetätigkeit finanziell einigermaßen ange-
messen entschädigen, die man durchaus von der 
Elterngeld-Regelung bis zu einer Kappungsgrenze 
übernehmen könnte. 

 6 Hierzu sagt der Koalitionsvertrag: „Wir entwickeln die 
Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetze weiter und er-
möglichen pflegenden Angehörigen und Nahestehenden 
mehr Zeitsouveränität, auch durch eine Lohnersatzleis-
tung im Falle pflegebedingter Auszeiten“ (SPD/Bündnis 
90/Die Grünen/FDP 2021, S. 63).

Eine pflegebezogene Lohnersatzleistung würde 
Pflegebedürftigen und ihren erwerbstätigen Ange-
hörigen (oder auch anderen Nahestehenden) damit 
neue Wahlmöglichkeiten geben, wie sie die Pflege 
organisieren wollen, indem ambulante Pflege im 
gewohnten Umfeld erleichtert würde. Schließlich 
könnte diese neue Leistung aufgrund der genann-
ten Effekte die Finanzen der gesetzlichen Pflege-
versicherung schonen und drohende Beitragser-
höhungen zumindest deutlich dämpfen.  7 Fazit: Die 
Ermöglichung häuslicher Pflege durch eine Ent-
geltersatzleistung hätte viele Vorteile und würde im 
Verein mit KGS und Elterngeld die Familienförde-
rung in Deutschland erst richtig rund machen.

Doch anstelle einer großen Reform scheint sich 
die Ampel auch in diesem Kontext nur auf mehr 
oder weniger kleinteilige Verbesserungen im Rah-
men der gesetzlichen Pflegeversicherung zu ver-
ständigen. Der Report schließt mit einem Kapitel, 
das die oben vorgestellten Vorhaben der Ampel – 
die zugleich Elemente einer von uns konzipierten 
erweiterten Grundsicherung enthalten – in ihrem 
Beziehungsgefüge und teilweisen Abhängigkeits-
verhältnis mit der gesetzlichen Sozialversicherung 
im Rahmen der gesamten Sozialstaatlichkeit dis-
kutiert. Diese Wechselbeziehungen wurden bereits 
am Beispiel der eben skizzierten neuen Entgelter-
satzleistung für Pflegende deutlich.

 7 Immerhin wird sich nach einer neuesten Prognose des 
Statistischen Bundesamtes (2023) die Zahl der Pflegebe-
dürftigen in Deutschland von fünf Mio. (2021) auf 5,6 Mio. 
im Jahr 2035 und im Jahr 2055 sogar auf 6,8 Mio. 
erhöhen.

4 EINE GRUNDSICHERUNG FÜR PFLEGENDE?
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Bürgergeld und Kindergrundsicherung sind Teil 
des Systems der sozialen Sicherung. Aus der 
Perspektive der erweiterten Grundsicherung (sie-
he Einleitung) ist es auch wichtig, nach Reform-
maßnahmen im Bereich der Sozialversicherung 
zu fragen: Denn die Grundsicherung im engeren 
Sinne – also die bedürftigkeitsgeprüften Leistun-
gen – steht in einem Verhältnis der Wechselwir-
kung mit der Sozialversicherung. Die Bedeutung 
von Grundsicherungsleistungen hängt nicht nur 
von expliziten Entscheidungen zur Grundsiche-
rung ab, sondern ebenfalls von Entscheidun-
gen und Entwicklungen im weiteren Sozialstaat: 

– Höhere Leistungen in der Sozialversicherung 
oder ein vereinfachter Zugang zu Sozialversi-
cherungsleistungen wie Renten oder Arbeitslo-
sengeld I führen dazu, dass weniger Menschen 
auf Leistungen der Grundsicherung im engeren 
Sinne angewiesen sind. Umgekehrt führen Kür-
zungen bei vorgelagerten Leistungen dazu, dass 
die Angewiesenheit auf bedürftigkeitsgeprüfte 
Leistungen zunimmt.

– Das Verhältnis von Sozialversicherung und 
Grundsicherungsleistungen kann aber auch 
durch Reformen der Grundsicherung beeinflusst 
werden: Ein einfacherer Zugang zu Grundsiche-
rungsleistungen und höhere Leistungen bzw. 
Freibeträge führen zu einer Ausweitung des 
Kreises der Anspruchsberechtigten. Die Leis-
tungen der Sozialversicherung werden dadurch 
relativ entwertet.

In der Vergangenheit ist vor allem kritisiert worden, 
dass als Folge einer absoluten oder relativen Sen-
kung der Sozialversicherungsleistungen mehr und 
mehr Menschen auf ergänzende Grundsicherungs-
leistungen angewiesen seien. Das betrifft Renten-
versicherung, Arbeitslosenversicherung und Pfle-
geversicherung (vgl. Bäcker 2022).

In der Rentenversicherung führt ein geringeres 
Rentenniveau dazu, dass es für Versicherte schwie-
riger wird, eine Rente oberhalb der Grundsicherung 
zu erzielen (sozialpolitik-aktuell.de o. J.  b). In der 
Arbeitslosenversicherung haben die Abschaffung 
der Arbeitslosenhilfe und eine Verringerung der Be-
zugsdauer von ALG I sowie ein erschwerter Zugang 
zum ALG I in Verbindung mit einem Aufschwung 
an prekärer Beschäftigung dazu geführt, dass der 
ALG-II-Bezug nicht die Ausnahme, sondern die 
Normalität bei Arbeitslosigkeit darstellt (Bundes-
agentur für Arbeit 2022, Tabellen 7.4 und 9.1). 

In der Pflegeversicherung hat das Zusammen-
spiel von Alterung der Gesellschaft und der Praxis 
der Anpassung der Leistungen bzw. die Entwick-
lung der Eigenanteile dazu beigetragen, dass die 
Inanspruchnahme der Hilfe zur Pflege im Zeitver-
lauf deutlich schwankte: Nach einem deutlichen 
Anstieg bis 2015 hat die Anpassung der Pflegever-
sicherungsleistungen zunächst zu einem Rückgang 
der Zahl der Empfänger*innen der Hilfe zur Pflege 
geführt. Im Anschluss stiegen die Zahlen wieder, 
wenn auch auf ein geringeres Niveau (sozialpolitik-
aktuell.de o. J. a).

Aktuell beeinflussen die Vorhaben der Ampel-
koalition das Verhältnis von Grundsicherung und 
Sozialversicherung in mehrfacher Hinsicht. Die 
Anhebung der Regelbedarfe – die neben dem Bür-
gergeld auch die Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung betrifft (s. o.) – führt ebenso wie 
die leichtere Zugänglichkeit dazu, dass potenziell 
mehr Bezieher*innen von Renten und ALG I zu-
gleich Anspruch auf Grundsicherungsleistungen 
haben.

Parallel werden Verbesserungen in der Sozialver-
sicherung angestrebt. Das Rentenniveau soll laut 
Koalitionsvertrag dauerhaft bei 48 Prozent stabili-
siert werden.  8 Diese dauerhafte Stabilisierung ist 
bisher nicht umgesetzt. Sie würde bedeuten, dass 
die Annäherung der Renten und der Grundsiche-
rungsleistungen strukturell wahrscheinlich beendet 
würde. Sicher ist das nicht, da die Anpassungsme-
chanismen der Renten andere Grundlagen haben 
(Lohnentwicklung) als die Grundsicherung: Deren 
Regelbedarfe werden nach einem statistischen 
Verfahren auf Grundlage der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe alle fünf Jahre neu bestimmt 
(siehe Abschnitt zum Bürgergeld sowie Becker 
2022b). In der Zwischenzeit werden sie durch ei-
nen Mischindex aus Preis- und Lohnentwicklung 
fortgeschrieben, in den die Preisentwicklung zu 
70 Prozent, die Lohnentwicklung zu 30 Prozent ein-
geht. Bei Reallohnsteigerungen ist entsprechend 
bei einem stabilen Rentenniveau davon auszuge-
hen, dass Renten schneller steigen als die Grund-
sicherungsleistungen. Bei fortgesetzten Reallohn-
verlusten ist jedoch eine weitere Annäherung der 
beiden Systeme nicht auszuschließen, da die Ren-
tenversicherung keinen Inflationsausgleich kennt. 

 8 Das Rentenniveau – genauer das Sicherungsniveau von 
Steuern – gilt als zentraler Indikator für die Entwicklung 
der Leistungen der Rentenversicherung. Es setzt eine 
Standardrente (die Rente eines Durchschnittsverdieners 
nach 45 Jahren Beitragszahlung) ins Verhältnis zum 
Durchschnittsverdienst. Dabei werden jeweils Sozialver-
sicherungsabgaben berücksichtigt, Steuern bleiben un-
berücksichtigt. Ein stabiles Rentenniveau bedeutet, dass 
im Zeitverlauf die Renten wie die Löhne steigen, während 
bei einem sinkenden Rentenniveau die Löhne schneller 
steigen als die Renten.

5 DIE ROLLE DER GRUNDSICHERUNG IM SOZIALSTAAT
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Ebenso kann ein deutlicher Anstieg der gewähr-
ten Kosten für Unterkunft und Heizung zu einer 
Annäherung von Rentenversicherung und Grundsi-
cherung führen.

In der Arbeitslosenversicherung werden von der 
Ampelkoalition im Hinblick auf die Leistungen kei-
ne Änderungen angestrebt. Durch die Bürgergeld-
Reform ist es damit wahrscheinlich, dass potenziell 
mehr Bezieher*innen der Versicherungsleistung 
ALG-I-Anspruch auf aufstockende Grundsiche-
rungsleistungen haben – die Schnittmenge könnte 
sich also vergrößern.

Im Feld Pflege wird die Grundsicherungsleis-
tung „Hilfe zur Pflege“ dann geleistet, wenn das 
Einkommen der Pflegebedürftigen (einschließlich 
Unterhalt durch Angehörige) und die Leistungen 
der Pflegeversicherung nicht ausreichen, die Kos-
ten, die durch die Pflegebedürftigkeit entstehen, zu 
begleichen. Die Hilfe zur Pflege wird im Koalitions-
vertrag nicht eigens erwähnt. Allerdings werden für 
die Pflegeversicherung einige Vorhaben genannt: 
Das betrifft u. a. die von den Pflegebedürftigen in 
der stationären Pflege zu tragenden Eigenanteile, 
die „begrenzt und planbar“ gemacht werden sol-
len; ein genereller Prüfauftrag sowie weitere Schrit-
te zielen darüber hinaus auf ihre Senkung ab. Das 
Pflegegeld bei ambulanter Versorgung soll(te) ab 
2022 dynamisiert werden. Leistungen wie Kurzzeit- 
und Verhinderungspflege sollen zusammengeführt 
werden. Eine Entgeltersatzleistung soll pflegenden 
Angehörigen und Nahestehenden mehr Zeitsouve-
ränität geben (s. o.). Ein Prüfauftrag zielt schließlich 
auf eine ergänzende „freiwillige, paritätisch finan-
zierte Vollversicherung“.

Tatsächlich wurde im Mai 2023 das Pflegeun-
terstützungs- und -entlastungsgesetz (PUEG) be-
schlossen.  9 Damit werden zum Januar 2024 die 
ambulanten Geld- und Sachleistungsbeträge ange-
hoben. 2025 und 2028 werden die Geld- und Sach-
leistungen entsprechend der Preisentwicklung an-
gepasst (jedoch nicht höher als die Entwicklung 
der Bruttolohn- und -gehaltsumme der abhängig 
Beschäftigten). Die langfristige Regelung der An-
passung soll noch entwickelt werden. Bei vollsta-
tionärer Versorgung wird ab 2024 der Eigenanteil 
verringert. Das sind tatsächlich Leistungsverbes-
serungen – von vielen Verbänden wurde in der 
Anhörung allerdings bemängelt, dass diese Ver-
besserungen den Realwertverlust der Leistungen 
für ambulante Pflege seit 2017 nicht ausgleichen. 
Ebenso ist die Begrenzung der Eigenanteile in der 
stationären Pflege als zu gering zu bewerten.

 9 Zum Beratungsverlauf und zentralen Inhalten siehe Stef-
fen (2023).

In der Summe können damit die leichten Ver-
besserungen durch die Bürgergeldreform dazu füh-
ren, die Annäherung von bedürftigkeitsgeprüfter 
Grundsicherung und Sozialversicherung weiter zu 
treiben. In die entgegengesetzte Richtung wirken 
potenziell die Stabilisierung des Rentenniveaus 
und der Ausbau der Pflegeversicherungsleistun-
gen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist nicht klar, 
ob die Reformen insgesamt dazu beitragen werden, 
die Sozialversicherung dauerhaft gegenüber der 
Grundsicherung zu stärken. Eine solche Stärkung 
könnte auch die Grundsicherung entlasten und es 
ermöglichen, stärker als bisher deren Orientierung 
an Bedürftigkeit und Einzelfall umzusetzen.

Für eine Stärkung der Sozialversicherung liegen 
für die einzelne Zweige eine Reihe von Reformvor-
schlägen auf dem Tisch, die teils von Wissenschaft 
und Verbänden entwickelt wurden, teils auch Ein-
gang in Wahlprogramme und manchmal sogar in 
den Koalitionsvertrag gefunden haben (im letzteren 
Fall aber eher als Einzelmaßnahmen oder Prüfauf-
trag – nicht als geschlossenes, umfassendes Pro-
gramm). Aus der Fülle der Vorschläge seien hier 
die wichtigsten genannt:

– In der Rentenversicherung (neben der von der 
Koalition angestrebten dauerhaften Stabilisie-
rung des Sicherungsniveaus) deren Weiter-
entwicklung zur Erwerbstätigenversicherung, 
außerdem die Abmilderung der strikten Bei-
tragsorientierung der Leistungen durch eine 
einfachere Grundrente und eine Verbeitra-
gung höherer Einkommen ohne äquivalenten 
Leistungsanspruch.

– In der Arbeitslosenversicherung die Weiterent-
wicklung zur Arbeitsversicherung sowie eine 
Erleichterung des Zugangs, eine Verlängerung 
der Bezugsdauer und eine Neuregelung des 
Übergangs von der Versicherungsleistung zur 
Grundsicherung (analog zur früheren Arbeitslo-
senhilfe) (Bäcker 2022).

– In der Pflegeversicherung die Option der 
Vollversicherung,  10 die aber nicht – wie im 
Koalitionsvertrag als Prüfauftrag formuliert – 
freiwillig sein sollte, sondern eine öffentliche 
Bürger(pflicht)versicherung sein müsste.

Alternativ könnten sich der Prozess der Annähe-
rung der Systeme fortsetzen und die bedürftigkeits-
orientierte Grundsicherung mehr und mehr zum 
Regelsystem werden, weil die Sozialversicherungs-
leistungen wegen Niveaudefiziten immer häufiger 
aufgestockt werden müssen.

 10 Eine „Vollversicherung“ übernimmt die gesamten pfle-
gebedingten Kosten. Die Eigenanteile der zu Pflegenden 
entfallen damit.
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6 FAZIT

Die hier angesprochenen sozialpolitischen Vorha-
ben der Ampel – teils schon in Gang gesetzt, teils 
noch geplant – liefern in der Gesamtschau vor der 
Folie einer von den Autor*innen vertretenen Kon-
zeption der „weitergedachten Grundsicherung“ ein 
unscharfes Bild: Die Ampel „flackert“ zwischen 
Grün (Fortschritt) und Gelb (Stagnation oder Zag-
haftigkeit), aber auch Rot (Rückschritt) scheint 
manchmal auf.

Grundsätzlich sind zwar viele Schritte der Ampel 
zu begrüßen. Schritte wie das Bürgergeld, die Kin-
dergrundsicherung oder auch eine Verbesserung 
des BAföG könnten auf Dauer dazu beitragen, mit 
der notwendigen und konsequenten Weiterent-
wicklung in mittlerer Sicht den Sozialstaat „kom-
plett“ zu machen. Mit zusätzlichen staatlichen 
Dienstleistungen und Infrastrukturen – etwa in den 
Bereichen Bildung, Verkehr und Wohnen – könn-
ten sie neben der Sozialversicherung eine zweite 
fundamentale Säule des Sozialstaats bilden. Aller-
dings: Schon im Zuge der Bürgergeldreform wird 
deutlich, dass es allenfalls erste Schritte sind.

Zentral ist aus Sicht der Autor*innen, dass es bei 
Bürgergeld oder Kindergrundsicherung nicht allein 
darum gehen kann, nur ein effizienteres System zu 
schaffen und gegenüber den Bürger*innen weni-
ger fordernd, sondern vielmehr unterstützend auf-
zutreten. Das ist zwar keineswegs gering zu schät-
zen. Aber es geht eben nicht ohne eine Debatte 
um das menschenwürdige Existenzminimum, also 
eine grundlegende Neubestimmung der Regelbe-
darfe, und zwar mit einer transparenten und wider-
spruchsfreien Berechnung. Diese Entwicklung darf 
nicht ohne einen Blick auf die Sozialversicherung 
erfolgen. Damit soll nicht ein naiver Wunsch nach 
einer umfassenden Sozialstaatsreform aus einem 
Guss formuliert werden. Es kann jedoch in diesem 
Zusammenhang nicht oft genug betont werden, 
dass diese zweite Säule komplementär zur ersten 
Säule des Sozialstaats ist und das Sozialstaats-
Dach gemeinsam mit dieser trägt. 

Deshalb sind z. B. zur Entlastung des Bürger-
gelds und vielleicht auch zu seinem zukünftigen 
Gelingen die von vielen Seiten schon lange ver-
tretenen Forderungen nach längerem Bezug von 
Arbeitslosengeld I und nach weniger restriktiven 
Anspruchsvoraussetzungen gerechtfertigt. Selbst 
die Wiedereinführung der Arbeitslosenhilfe für we-
nige Jahre als Übergangszeit zum Bürgergeld ist 
erwägenswert, um einen sozialen Absturz nach 
Arbeitslosigkeit zunächst abzufedern. Enge Wech-
selbeziehungen gibt es auch zwischen der beste-
henden Pflegeversicherung und zukünftig vielleicht 
besseren Leistungen für die Pflegenden durch ein 
echtes Lohnersatz-Pflegegeld. Das sind allerdings 
teils schon Forderungen, die außerhalb des Pla-
nungshorizonts der Koalition liegen.

Um eine „weitergedachte Grundsicherung“ zu 
realisieren, muss zunächst der vermeintliche Fi-
nanzierungsengpass überwunden werden. Dieser 
Engpass ist „nur“ ein politischer, der mit anderen 
Mehrheiten sogar aufgelöst werden kann. Hier 
soll als prominente mögliche Einzelmaßnahme zu-
nächst an die Abschaffung des Ehegattensplittings 
erinnert werden, das bekanntlich statt an das Vor-
handensein von Kindern nur an die standesamtli-
che Eheschließung anknüpft, und dessen Steuer-
verlust-Volumen von rund elf Mrd. Euro im Jahr 
fast allein die vom Bundesfamilienministerium ge-
schätzten Netto-Kosten der Kindergrundsicherung 
von zwölf Mrd. Euro aufbringen würde. Es ist auf 
weitere steuerliche Handlungsmöglichkeiten hinzu-
weisen, hauptsächlich in Form einer Verschärfung 
der Erbschaftsteuer und der Wiedereinführung, ge-
nauer: der Wiederbelebung der Vermögensteuer 
(zur verfassungsmäßigen Legitimität der Vermö-
gensteuer siehe Thiele 2023). Und letztlich ist auch 
ein erneutes bundesweites und schuldenfinanzier-
tes „Sondervermögen Soziales“ (einschließlich 
staatlicher Kompensationen für private Klimafolge-
Kosten) zukünftig nicht ausgeschlossen.
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